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Bekanntmachungen des Landratsamtes Kelheim 

 
S A T Z U N G 

 
des Landkreises Kelheim über die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im 
allgemeinen ÖPNV (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007) 
 
Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit gültiges „Deutsch-
landticket“ für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu einem Einführungspreis von 49,- 
Euro pro Monat im monatlich kündbaren Abonnement einzuführen. Das Deutschlandticket soll 
zum 1. Mai 2023 starten. Das bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen 
mit einem einfachen und günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für 
einen attraktiven ÖPNV dar. Daneben wird mit dem von Bund und Ländern noch zu erarbeitenden 
Ausbau- und Modernisierungspakt auch das verkehrliche Angebot weiterentwickelt. 

Bei der Umsetzung des Deutschlandtickets arbeiten Bund, Länder, kommunale Spitzenverbände 
und Unternehmensverbände eng zusammen. Bund und Länder stellen für das Deutschlandticket 
ab 2023 jeweils 1,5 Milliarden Euro jährlich zur Verfügung. Hierzu hat der Bund das Regionalisie-
rungsgesetz (RegG) angepasst. Bund und Länder haben sich weiterhin darauf verständigt, dass 
die notwendige Auskömmlichkeit des Tarifs für das Deutschlandticket gewährleistet wird. Etwaige 
Mehrkosten, die den Verkehrsunternehmen im Einführungsjahr 2023 entstehen, werden je zur 
Hälfte von Bund und Ländern getragen. Auch in den Folgejahren wollen Bund und Länder ge-
meinsam vereinbaren, wie die Finanzierung durch Ticketeinnahmen und Zuschüsse sicherge-
stellt wird.  

Auf dieser Grundlage haben Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richtlinien zum Ausgleich 
nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 (im Folgen-
den: Muster-Richtlinien 2023) Maßstäbe zur einheitlichen Ermittlung des mit der Einführung des 
Deutschlandtickets verbundenen Ausgleichs abgestimmt. Die Muster-Richtlinien regeln die Aus-
reichung dieser Finanzmittel durch die Länder an die Aufgabenträger und Aufgabenträgerorgani-
sationen des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) sowie des allgemeinen öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (allgemeiner ÖPNV). Die Muster-Richtlinien sind von den Ländern jeweils noch 
auf die konkreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und umzusetzen. Im Freistaat Bayern wird 
dies im Rahmen einer Richtlinie des Freistaats Bayern zur Umsetzung der Muster-Richtlinien 
erfolgen (im Folgenden: Richtlinie Bayern 2023). Die wesentlichen Teile der bundesweit abge-
stimmten Muster-Richtlinien 2023 sind verbindlich und bundesweit einheitlich umzusetzen.  

Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutsch-
landtickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des SPNV und des allgemeinen ÖPNV 
nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsauf-
träge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln. 

Der ÖPNV im Landkreis Kelheim wird von dem Landkreis geplant und von den dort tätigen Ver-
kehrsunternehmen durchgeführt. Die Zuständigkeit für den Erlass allgemeiner Vorschriften sowie 
die Vergabe von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen liegt beim Landkreis Kelheim als zustän-
digem Aufgabenträger des allgemeinen ÖPNV. Die Zuständigkeit für die Vergabe von öffentlichen 
Dienstleistungsaufträgen und den Erlass allgemeiner Vorschriften im SPNV liegt beim Freistaat 
Bayern, der sich hierfür teilweise der Bayerischen Eisenbahngesellschaft (BEG) bedient.  

Für den SPNV hat der Freistaat Bayern eine allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutsch-
landtickets als Höchsttarif erlassen. Der Landkreis Kelheim hat bestimmt, eine gleichlautende 
allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen 
ÖPNV zu erlassen, um einheitliche Vorgaben innerhalb des Landkreises Kelheim zu gewährleis-
ten. 
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Um eine rechtzeitige Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zu-
ständigkeitsgebiet zum 1. Mai 2023 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewähr-
leisten, erlässt der Landkreis Kelheim vor diesem Hintergrund eine allgemeine Vorschrift im Sinne 
von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Satzung. Die allgemeine 
Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeits-
gebiet des Landkreises Kelheim tätigen Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Aner-
kennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehen-
den finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023. 
Hierdurch werden die Vorgaben des RegG bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des Landkrei-
ses Kelheim umgesetzt. 

Auf Grundlage von § 8 Abs. 3 und § 8a Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgeset-
zes (PBefG), Art. 8 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Bayern (BayÖPNVG), Art. 17 LKrO sowie Art. 3 Abs. 2 in Verbindung mit 
Art. 2 Buchst. l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Kelheim die nachfol-
gende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemei-
nen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichs-
leistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit 
einem Deutschlandticket für sein Zuständigkeitsgebiet: 

§ 1 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

(1) Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu 
§ 1 Abs. 3) öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind 
verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu § 7) das Deutsch-
landticket im Sinne des § 9 Abs. 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif 
gemäß Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser all-
gemeinen Vorschrift entsprechend § 1 Abs. 2 anzuerkennen (im Folgenden „Tarifaner-
kennung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“).  

(2) Die Tarifanerkennung im Sinne von Abs. 1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit 
einem gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingun-
gen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. März 2023 (Anlage 1), 
ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des 
Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vor-
handen (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu § 2 Abs. 1) gelten diesbezüglich die ent-
sprechenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen 
dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Behörde. Die Verkehrsunterneh-
men sind im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem be-
rechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmenaufteilung für das 
Deutschlandticket nach Anlage 2 teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzu-
stellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und ggf. 
diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben. Die Verkehrsunternehmen 
sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung 
erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen und/o-
der bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen 
vorzubringen. Sie haben in dem möglichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit 
einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des 
Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist 
technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit 
abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind einzuhalten. Werden 
Kosten für die Ertüchtigung von Kontrollinfrastruktur im Sinne von Nr. 5.4.4 der Muster-
Richtlinien 2023 in Ansatz gebracht, ist das Verkehrsunternehmen verpflichtet, diese min-
destens drei Jahre im ÖPNV in Deutschland einzusetzen (vgl. Nr. 6.2 der Muster-Richtli-
nien 2023).  
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(3) Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das ge-
samte Gebiet, für das der Landkreis Kelheim, unter Berücksichtigung von bestehenden 
Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behör-
den, die Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Art. 2 Buchst. b) der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 für den allgemeinen ÖPNV innehat. 

§ 2 Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Um-
setzungsvereinbarungen 

(1) Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenver-
kehr auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirt-
schaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im Grundsatz vorran-
gig vor den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht 
zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag 
eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets enthält; im Übrigen 
ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden Aus-
gleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerken-
nung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 
erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemei-
nen Vorschrift. 

(2) Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können 
zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinba-
rungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Kelheim ab-
geschlossen werden. In der jeweiligen Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die 
konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisführung nach Maß-
gabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung be-
gründet keinerlei eigenständige Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsansprüche.  

§ 3 Ausgleichsleistungen 

(1) Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch 
auf Ausgleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets 
entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus 
einer Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets („Mit-
Fall“) und der Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife („Ohne-Fall“) unter 
Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. 
Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu beachten; die Einzel-
heiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde liegenden öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln. 

(2) In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 5.4.1 bis 
5.4.8 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 zum Ausgleich nicht gedeckter Aus-
gaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandti-
cket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 (Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2023) in der Anlage 3 für das Jahr 2023.  

(3) Für vollständig neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte des 
Jahres 2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahms-
weise die Nutzung von Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den 
Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müs-
sen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutsch-
landticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert werden. 
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1. Bezüglich der Ausgleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG ist zur Ver-
meidung von Verwerfungen im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung des 
Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung zum Verfahren der Berechnung 
der Ausgleichsleistungen erforderlich, so lange keine landesgesetzliche Regelung 
zur Ersetzung des § 45a PBefG besteht. Ausgleichsleistungen nach Maßgabe die-
ser allgemeinen Vorschrift werden insoweit nicht gewährt. 

2. Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unbe-
rührt. Dies gilt insbesondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den 
§§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere bestehende Tarifvor-
gaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Landkreises Kelheim, die 
für das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Aus-
gleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen 
verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleis-
tungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt werden. Hierzu sind die 
jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im Rah-
men der Nachweisführung (dazu § 4) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzu-
stellen. 

3. Der Landkreis Kelheim kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Aus-
gleichsregelungen treffen. 

(4) Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt.  

(5) Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt 
auf den finanziellen Nettoeffekt nach Art. 3 Abs. 2, Art. 4 Abs. 1 und Art. 6 Abs. 1 in Ver-
bindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

1. Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen 
Vorschrift entspricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der 
Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarif-
pflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das 
Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine 
Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei 
den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Diffe-
renz des „Mit-Falls“ und des „Ohne-Falls“ entsprechend Abs. 1. Weitergehende 
Auswirkungen auf die Einnahmen können berücksichtigt werden, soweit diese im 
Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten 
sich ebenfalls nach Abs. 1. 

2. Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei 
gemeinwirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere auch im Hinblick auf das Er-
fordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie die Gewährleistung eines 
Anreizes gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hin-
blick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4; die Umsetzung ist im 
Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

3. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

a) Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des Anhangs der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.  

b) Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4. 
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c) Der Anreiz gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 ist umzusetzen. 

4. Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer 
Überkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
führen. Die Vermeidung einer Überkompensation wird unter Beachtung der Vor-
gaben von Nr. 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Bezug auf 
den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompensationskon-
trolle ist jährlich durchzuführen. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Net-
toeffekt aus der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie 
ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener Gewinn von 5% Prozent vom 
Umsatz für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Ge-
winn kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrs-
dienste in einem europaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren 
Bietern vergeben wurden und das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über 
die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung der 
Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite mit den zu-
grunde liegenden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt 
die für die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend 
zur Verfügung und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkom-
pensation. Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns in öffentlichen Dienst-
leistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, 
die sich aus dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergeben. Bei Bedarf können 
restriktivere Regelungen für den Einzelfall getroffen werden. Änderungen beim An-
gebot und Angebotsunterbrechungen sind entsprechend Abs. 1 angemessen zu 
berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der Datengrundlagen müssen ei-
ner Überprüfung durch den Landkreis Kelheim oder dessen Beauftragten zugäng-
lich gemacht werden (vgl. § 4 Abs. 7). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen 
Überkompensation ist eine unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berech-
nung des finanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Tarifvorgabe im Geltungs-
bereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket entspre-
chend Abs. 5 Nr. 1 differenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren und ei-
genwirtschaftlichen Verkehren bis zum 31. Januar 2025 vorzulegen. Als Ergebnis 
der Aufstellung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maß-
gabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuwei-
sen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf jeden bestehenden öffent-
lichen Dienstleistungsauftrag bzw. jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr von einem 
Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunter-
nehmen im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehrere eigenwirt-
schaftliche Verkehre können die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. 
Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das 
Verkehrsunternehmen den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer 
unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation 
zurückzuzahlen. 

§ 4 Darlegungs- und Nachweispflichten 

(1) Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in die-
ser allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Ge-
währung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung die-
ser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu 
machen.  
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(2) Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, für ihren Vertrieb (umfasst eigene Verkäufe 
des Verkehrsunternehmens und Verkäufe im Namen/auf Rechnung des Verkehrsunter-
nehmens) sicherzustellen, dass bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle Verkäufe 
des Deutschlandtickets an die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr 
e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet werden. Der Landkreis Kelheim erhält eine 
Abschrift der Meldung. 

(3) Für die Antragstellung des Landkreis Kelheim beim Freistaat Bayern gemäß Nr. 7.1 der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 am 30. September 2023 sind von den Ver-
kehrsunternehmen bis zum 15. August 2023 vorzulegen: 

a) Berechnungen bzw. eine Schätzung/Prognose der Höhe der voraussicht-
lichen Ausgleichsleistungen auf Grundlage der in Nr. 5.4 Muster-Richtli-
nien 2023 genannten Berechnungsmethode;  

b) Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß 
Abs. 4 sowie weitere begründende Unterlagen; sofern entsprechende 
Daten von der Verbundorganisation nicht zur Verfügung gestellt werden, 
hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begrün-
dende Daten selbst vorzulegen.  

(4) Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 31. März 2024 
und endgültig bis zum 31. Dezember 2024 die nachfolgend aufgeführten Daten und Nach-
weise. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzule-
gen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das endgül-
tige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 31. 
Dezember 2024 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand 
der Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spä-
tere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt.  

1. Für den Referenzzeitraum Mai bis Dezember 2019 sind die nachfolgenden Daten 
und Nachweise vorzulegen: 

a) die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Ver-
bundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem das 
Verkehrsunternehmen tätig ist; 

b) die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten 
Fahrausweise und Erlöse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und 
Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Um-
fang der Betriebsleistungen im gesamten Kalenderjahr 2019 in Soll-Fahr-
plan-Kilometern; 

c) Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Ein-
nahmen der Monate Mai bis Dezember 2019 und die EAV sowohl für die 
hochgerechneten als auch für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hin-
zuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebs-
provisionen; 

d) Nachweis über Fahrgeldeinnahmen im Jahr 2019; der Referenzzeitraum 
ist gesondert auszuweisen. 

2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Mai bis Dezember 
2023 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen:  
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a) für die im Referenzzeitraum (Nr. 1) bestehenden Kartenarten und Preis-
stufen die jeweilige Höhe des Tarifs am Stichtag 30. April 2023; 

b) soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuord-
nen lassen oder es sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote 
handelt, die mittels der aus der Berechnung nach Nr. 5.4.1.1 Satz 1 der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 abgeleiteten durchschnittli-
che prozentuale Tarifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen 
rechnerischen Tarifs; 

c) soweit Tarife im Zeitraum vom 1. Mai 2022 bis zum 30. April 2023 nicht 
angepasst wurden und ein Nachweis dafür erbracht wird, die Berech-
nung nach Nr. 5.4.1.1 Sätze 1 bis 3 der Muster-Richtlinien 2023, mit der 
die so ermittelten Fahrgeldeinnahmen um 5 Prozent erhöht werden; 

d) die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Ja-
nuar 2024; 

e) der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. 
Zugkm im Betriebsjahr 2023 und das Verhältnis zum Kalenderjahr 2019. 

3. Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 
das Kalenderjahr 2023 vorzulegen: 

a) die gemäß Nr. 5.4.1.2 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 er-
mittelten, anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate 
Mai bis Dezember 2023; 

b) Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmen-
aufteilung; auf Anforderung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

c) die jeweils maßgeblichen Regelungen und/oder Vereinbarungen zur 
Durchführung der Einnahmenaufteilung für die Tarife, die das Verkehrs-
unternehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforderung sind diese 
auch für die Vorjahre vorzulegen; 

d) Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnah-
menaufteilung bei Gemeinschaftstarifen einschließlich der Zuordnung 
zum jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den eigen-
wirtschaftlichen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die Mo-
nate Mai bis Dezember 2023; sollte der Nachweis nicht fristgerecht vor-
liegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Ver-
bundes über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist 
in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen; 

e) Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des 
Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach 
Maßgabe der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023 ausgeglichen 
werden; 

f) Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Aus-
gleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 ff. SGB IX nach Maßgabe 
von Nr. 5.4.1 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2023; 

g) Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allge-
meinen Vorschriften nach Maßgabe von Nrn. 5.4.1 und 5.4.3 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2023;  
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h) Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunterneh-
men in Bezug auf Vertriebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung 
des Deutschlandtickets für die Monate Mai bis Dezember 2023 ergeben. 

4. Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 
die gesamte Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags bzw. die gesamte 
Laufzeit der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zugrunde liegenden Linienge-
nehmigungen vorzulegen: 

a) vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauf-
ten Tarife und Tickets (kassentechnische Einnahmen) jeweils differen-
ziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen ein-
schließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, 
die das Verkehrsunternehmen anwendet; 

b) vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten 
Fahrgelderlöse differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenar-
ten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzah-
len jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder 
anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der 
nachfolgenden Regelung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsun-
ternehmens nach Maßgabe der Einnahmenaufteilungen;  

c) vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilo-
meter und Tarifsorte) und Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnach-
frage in Personen und Personenkilometern), soweit diese Daten im Rah-
men der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden; 

d) Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen 
(Mindereinnahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleis-
tungen; diese sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) 
des Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen 
nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Ausgleich ausge-
schlossen ist; 

e) Nachweise über die Entwicklung von Vertriebsprovisionen, soweit posi-
tive und/oder negative Effekte in Bezug auf Vertriebsprovisionen geltend 
gemacht werden; 

f) Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß 
§ 3 Abs. 5 Nr. 4 einschließlich Bestätigung der Einhaltung der im Rah-
men dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der 
korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten; 

g) Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten 
Daten. 

(5) Der Landkreis Kelheim kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben 
und Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Mus-
ter-Richtlinien Deutschlandticket 2023 oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschrif-
ten sowie Anforderungen der EU-Kommission oder des Obersten Rechnungshofes erfor-
derlich ist. Werden die unter Abs. 2 bis 4 genannten sowie ggf. darüber hinaus die gemäß 
Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Aus-
gleichsleistung ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlun-
gen sind insoweit zurückzuzahlen. 
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(6) Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter 
Beachtung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftli-
chen Verkehren können in der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur 
Darlegungs- und Nachweisführung getroffen werden.  

(7) Der Landkreis Kelheim kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser 
allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder 
ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichte-
ten, Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes 
Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

(8) Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. 
personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. 
Sofern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende 
Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entspre-
chende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Kelheim ge-
troffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen 
und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

§ 5 Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

(1) Soweit in dem jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder der Umsetzungsverein-
barung keine entsprechende Regelung getroffen wird, gewährt der Landkreis Kelheim 
dem Verkehrsunternehmen Abschlagszahlungen auf Grundlage der Prognoserechnun-
gen gemäß Abs. 2 für die aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets zu erwarten-
den Mindereinnahmen von insgesamt 90 Prozent in mehreren Teilzahlungen. 

(2) Zur Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen gemäß Abs. 1 bezogen auf das Jahr 
2023 hat das Verkehrsunternehmen dem Landkreis Kelheim im April die ersten Progno-
serechnungen in das Online-Portal unter https://dtby.intraplan.de/site/login des Frei-
staates Bayern einzustellen. Weitere Prognoserechnungen sind auf Grundlage der ge-
mäß § 4 Abs. 2 zu meldenden Verkaufsdaten auf entsprechende Anforderung zu erstel-
len; hierzu sind die zu meldenden Verkaufsdaten zu aktualisieren und entsprechend zu 
begründen. Der Landkreis Kelheim entscheidet auf dieser Basis über eine erforderliche 
Anpassung der Abschlagszahlungen.  

(3) Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach Abs. 1. Dies be-
inhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen bzw. zum Umgang mit Überzahlungen 
(Rückerstattung oder Verrechnung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.  

(4) Der Betreiber des Online-Portals nach Abs. 2 ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher 
zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies für die Zwecke dieser 
allgemeinen Vorschrift erforderlich ist. 

§ 6 Veröffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

(1) Der Landkreis Kelheim ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewähr-
ten Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Art. 7 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die 
Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Aus-
gleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags;  
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sie können somit gesamthaft zusammen mit den weiteren Ausgleichsleistungen dieses 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach Art. 7 Abs. 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt werden.  

(2) Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit 
dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen 
eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen Ausgleichsleistungen aufgrund dieser 
allgemeinen Vorschrift gewährt werden, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit 
bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben berufen. 

§ 7 Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

(1) Diese allgemeine Vorschrift tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des 
Landkreises Kelheim in Kraft (Art. 20 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 LKrO). Die Verpflichtung nach 
§ 1 tritt zum 1. Mai 2023 in Kraft.  

(2) Diese allgemeine Vorschrift tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft. Sie kann 
durch allgemeine Vorschrift verlängert, geändert oder aufgehoben werden.  

(3) Der Landkreis Kelheim kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht 
zur Anerkennung des Deutschlandtickets außer Kraft setzen, insbesondere wenn der 
Bund oder der Freistaat Bayern keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandti-
ckets mehr sicherstellen, um die auf Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Aus-
gleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen. Im Falle eines vorzeitigen Außerkraftset-
zens entfällt der Ausgleichsanspruch mit Wirkung für die Zukunft; ein angemessener Vor-
lauf ist zu gewährleisten.  

Anlagen 

Anlage 1: Tarifbestimmungen Deutschlandticket (Stand vom 07.03.2023) 

Anlage 2: Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnah-
men aus dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes vom 20. 
März 2023  

Anlage 3: Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Per-
sonennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus 
Bundes- und Landesmitteln vom 20.03.2023 (Muster-Richtlinien 2023) 

Kelheim, den 06.04.2023 
 
Landkreis Kelheim 
Landrat Martin Neumeyer 
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Gebührensatzung für die Obdachlosenunterkünfte des Marktes Painten 
(Obdachlosenunterkünfte-Gebührensatzung) 

vom 11.04.2023 
 

Inhaltsübersicht: 
 

§ 1 Gebührenpflicht  
§ 2 Gebührenschuldner  
§ 3 Fälligkeit, Dauer der Gebührenpflicht  
§ 4 Gebührensätze  
§ 5 Inkrafttreten 
 

Der Markt Painten erlässt aufgrund der Art. 2 Abs. 1 und Art. 8 des Kommunalab-gabengesetz 
(KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), 
das zuletzt durch Art. 10b des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (GVBl. S. 638) geändert worden 
ist, folgende Gebührensatzung: 
 

§ 1 Gebührenpflicht 
 

Für die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte der Gemeinde werden Gebühren erhoben. 
 

§ 2 Gebührenschuldner 
 

Gebührenschuldner sind die Benutzer einer Wohneinheit. Gemeinschaftliche Benutzer haften als 
Gesamtschuldner.  
 

§ 3 Fälligkeit, Dauer der Gebührenpflicht 
 

(1) Die Benutzungsgebühren für Gebäude, Wohnungen und Gemeinschaftsunterkünfte für Män-
ner und Frauen werden zum Ersten des jeweiligen Monats bzw. am Tag der Einweisung im Vo-
raus fällig. 
 
(2) Der Tag des Wegzugs bzw. der Räumung bleibt bei der Berechnung der Gebühren außer 
Ansatz. Werden jedoch die Räume dem Beauftragten der Gemeinde verspätet übergeben oder 
werden die Schlüssel verspätet an die Gemeinde zurückgegeben aus Gründen, die der Räu-
mende zu vertreten hat, so bleibt die Gebührenpflicht bis zur Übergabe der Unterkunft und Rück-
gabe der Schlüssel bestehen. 
 

§ 4 Gebührensätze 
 

(1) Die monatliche Benutzungsgebühr bemisst sich bei Gebäuden und Wohnungen, die als Ob-
dachlosenunterkünfte angemietet werden, nach der Höhe der vom Vermieter verlangten Miete.  
(2) Die Benutzungsgebühren für die Gemeinschaftsunterkünfte für Männer und Frauen bemessen 
sich nach einem festgelegten Tagessatz in Höhe von 5,80 €. Die monatliche Benutzungsgebühr 
pro Bewohner beträgt demnach 175,00 €, zuzüglich einer einmaligen Endreinigungsgebühr in 
Höhe von 200,00 €  
 

§ 5 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Painten, den 11.04.2023 
 

MARKT PAINTEN 
Michael Raßhofer 
Erster Bürgermeister 

Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden 
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Satzung zur Benutzung der Obdachlosenunterkünfte des Marktes Painten 
(Obdachlosenunterkünfte-Benutzungssatzung) 

vom 11.04.2023 
 
Inhaltsübersicht: 
 
I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosenunterkünfte 
 
§ 1 Rechtsform und Anwendungsbereich 
 
II. Benutzung der Obdachlosenunterkünfte 
 
§ 2 Benutzungsverhältnis 
§ 3 Benutzung, Instandhaltung, Schadenersatz 
§ 4 Auskunftspflicht 
§ 5 Zutritt von Beauftragten der Gemeinde 
§ 6 Beherbergung 
§ 7 Abstellen von Fahrzeugen 
§ 8 Erlaubnispflicht 
§ 9 Aufgabe der Unterkunft, Zurücknahme der Zuweisung, 
Beschränkung auf den Mindestbedarf 
§ 10 Auflagen beim Verlassen der Unterkünfte 
§ 11 Hausordnung 
 
III. Sonstiges 
 
§ 12 Zuwiderhandlungen 
§ 13 Zurückgelassene Gegenstände 
§ 14 Ersatzvornahme 
§ 15 Beschwerde 
§ 16 Ordnungswidrigkeiten 
§ 17 Inkrafttreten 
 
Der Markt Painten erlässt aufgrund Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 der Gemeindeordnung 
(GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-
1-I), die zuletzt durch Art. 57a Abs. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2022 (GVBl. S. 374) geändert 
worden ist, folgende Satzung: 
 
I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosenunterkünfte 
 

§ 1 Rechtsform und Anwendungsbereich 
 
(1) Die gemeindlichen Obdachlosenunterkünfte sind eine öffentliche Einrichtung zur vorüberge-
henden Unterbringung von obdachlosen Personen gemäß Art. 6 und 7 des Landesstraf- und Ver-
ordnungsgesetz (LStVG) in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) 
geändert worden ist.  
 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind die in einer von der Verwaltung geführten Bestandsliste enthal-
tenen Gebäude, Wohnungen und Räume. 
 
(3) Obdachlosigkeit im Sinne des Abs. 1 liegt dann vor, wenn Personen ihre  
bisherige Unterkunft verloren haben, sich in einer außergewöhnlichen  
Wohnungsnotlage befinden und erkennbar nicht fähig sind, sich aus eigener Kraft eine Unterkunft 
zu beschaffen oder eine Wohnung zu erhalten. 
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II. Benutzung der Obdachlosenunterkünfte 
 

§ 2 Benutzungsverhältnis 
 
(1) Durch Zuweisung und Bezug einer Obdachlosenunterkunft wird ein öffentlich-rechtliches Be-
nutzungsverhältnis für eine bestimmte Person bzw. bestimmte Personen begründet. Ein Rechts-
anspruch auf die Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Räumen 
bestimmter Art und Größe besteht nicht. 
 
(2) Die Benutzung einer Obdachlosenunterkunft ist gebührenpflichtig nach den Bestimmungen 
der Gebührensatzung für die Obdachlosenunterkünfte. 
 

§ 3 Benutzung, Instandhaltung, Schadenersatz 
 
(1) Die Unterkünfte dürfen nur von den eingewiesenen Personen und nur zu Wohnzwecken be-
nutzt werden. 
 
(2) Die Bewohner verpflichten sich, für eine ordnungsgemäße Reinigung, ausreichende Lüftung 
und Heizung der überlassenen Unterkunft zu sorgen. Die Unterkünfte sind pfleglich zu behandeln 
und von Unrat freizuhalten.  
 
(3) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem überlassenen Zubehör dürfen nur 
mit ausdrücklicher Zustimmung der Gemeinde vorgenommen werden. Der Benutzer ist verpflich-
tet, die Gemeinde unverzüglich von Schäden am Äußeren oder Inneren der Räume in der zuge-
wiesenen Unterkunft zu unterrichten. 
 

(4) Bei schuldhaften Verstößen gegen Absatz 1 bis 3 hat der Schädiger den Schaden selbst zu 
beheben oder Schadenersatz zu leisten. 
 

§ 4 Auskunftspflicht 
 
Die Bewohner der Unterkünfte und Personen, die dort untergebracht werden wollen, haben den 
Beauftragten der Gemeinde auf Verlangen Auskünfte über ihre wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
erteilen. Dies soll die Prüfung ermöglichen, ob eine Unterbringung in einer Obdachlosenunter-
kunft notwendig ist oder ob nicht vielmehr dem Betroffenen zuzumuten ist, sich auf dem Woh-
nungsmarkt eine Unterkunft zu besorgen.  
 

§ 5 Zutritt von Beauftragten der Gemeinde 
 
(1) Den Beauftragten der Gemeinde ist das Betreten sämtlicher Räume der Unterkunft nach Vo-
ranmeldung zu verkehrsüblicher Tageszeit zu gestatten. In Fällen dringender Gefahr ist ihnen 
das Betreten der Räume ohne Voranmeldung zu jeder Tages- und Nachtzeit zu ermöglichen. 
 
(2) Bei Abwesenheit der Bewohner kann in unaufschiebbaren Fällen die Wohnung von den Be-
auftragten der Gemeinde betreten werden. 
 

§ 6 Beherbergung 
 
Die Beherbergung von Personen ohne Genehmigung der Gemeinde ist nicht erlaubt. 
 
 

§ 7 Abstellen von Fahrzeugen 
 
Fahrzeuge aller Art sind in den hierfür bestimmten Räumen bzw. auf entsprechenden Plätzen 
abzustellen. Nicht mehr betriebsbereite Fahrzeuge sind vom Halter zu entsorgen. 
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§ 8 Erlaubnispflicht 
 
(1) Die schriftliche Erlaubnis ist nötig zur 
1. Vornahme baulicher Maßnahmen und Änderungen in und an den Unterkünften und zur Errich-
tung von Nebengebäuden oder sonstigen Bauwerken. 
2. Ausübung eines Gewerbes in den Unterkünften. 
3. Anbringung von Firmentafeln, Schildern und dgl. 
4. Anbringung von Antennen außerhalb der Unterkünfte. 
5. Aufstellung anderer als gemeindeeigener Öfen. 
6. Installation von Elektrogeräten, die die vorhandenen Elektroleitungen übermäßig beanspru-
chen. 
(2) Tiere jeglicher Art dürfen grundsätzlich nur mit schriftlicher Erlaubnis gehalten werden. Die 
Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn andere Bewohner oder Nachbarn belästigt oder die 
Unterkunft beeinträchtigt werden. 
 

§ 9 Aufgabe der Unterkunft, Zurücknahme der Zuweisung 
 
Beschränkung auf den Mindestbedarf 
 
(1) Die Bewohner der Obdachlosenunterkünfte haben sich auf dem freien Wohnungsmarkt um 
eine Mietwohnung zu bemühen. 
 
(2) Die Bewohner können die Unterkunft nach vorheriger Meldung bei den Beauftragten der Ge-
meinde jederzeit aufgeben.  
 
(3) Die Gemeinde kann die Zuweisung der Unterkünfte zurücknehmen und die Unterkunft 
zwangsweise räumen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Solche Gründe liegen insbesondere 
vor, wenn 
a) die Unterbringung aufgrund falscher Angaben erfolgte, 
b) keine Obdachlosigkeit mehr besteht, 
c) der ursprüngliche Raumbedarf aufgrund des Wegzugs von Mitbewohnern nicht mehr gegeben 
ist, 
d) die Anmietung einer Wohnung auf dem freien Wohnungsmarkt zugemutet werden kann, 
e) wiederholt vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen diese Satzung oder gegen die Hausordnung 
verstoßen wird, 
f) der Hausfrieden nachhaltig gestört oder die Unterkunft übermäßig abgenützt, beschädigt oder 
nicht sauber gehalten wird, 
g) die Gemeinde vor der Notwendigkeit steht, Wohnanlagen aufzulösen,  
h) die Bewohner mit den Wohngebühren mehr als 2 Monate im Rückstand sind. 
 
(4) Die Zuweisung endet, wenn der Benutzer die ihm zugewiesenen Räume länger als 1 Monat 
nicht oder zu anderen als zu Wohnungszwecken nutzt. 
 
(5) Anstatt eines Widerrufs kann die Verlegung in eine andere Übergangswohnung angeordnet 
werden. 
 

§ 10 Auflagen beim Verlassen der Unterkünfte 
 
Die Bewohner haben die Unterkünfte in sauberem Zustand zurückzugeben und auf Verlangen 
der Gemeinde den früheren Zustand wieder herzustellen. Kommen die Bewohner dieser Ver-
pflichtung nicht oder nicht rechtzeitig nach, so kann die Gemeinde auf Kosten der bisherigen 
Bewohner die Unterkünfte reinigen bzw. den früheren Zustand wieder herstellen lassen. Dies gilt 
ebenfalls für Schäden, welche bei der Räumung festgestellt wurden und auf Kosten der Bewoh-
ner zu beseitigen sind. Ehegatten und Familienmitglieder über 18 Jahre haften hierbei als Ge-
samtschuldner. 
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§ 11 Hausordnung 
 
Die Gemeinde kann für einzelne Obdachlosenunterkünfte zu dieser Satzung eine Hausordnung 
erlassen, die von den Bewohnern zu beachten ist.  
 
III. Sonstiges  
 

§ 12 Zuwiderhandlungen 
 
Verstöße gegen diese Satzung, die Hausordnung und die Anordnungen der Beauftragten der 
Gemeinde können geahndet werden: 
- mit mündlicher oder schriftlicher Verwarnung, 
- mit Entfernung aus der Unterkunft. 
Verwarnt kann auch werden, wer seine Aufsichtspflicht gegenüber Personen verletzt, die den 
Vorschriften dieser Satzung, der Hausordnung sowie den Anordnungen der Beauftragten der Ge-
meinde zuwiderhandeln. Im Wiederholungsfalle kann die Entfernung aus der Unterkunft erfolgen. 
 

§ 13 Zurückgelassene Gegenstände 
 
Die Bewohner haben beim Verlassen der Unterkünfte ihre gesamte Habe mitzunehmen. Zurück-
gelassene Gegenstände von geringem Wert werden auf Kosten der Bewohner als Abfall beseitigt. 
Werden zurückgelassene Gegenstände nicht innerhalb einer gesetzten Frist abgeholt oder ist die 
Adresse des Eigentümers unbekannt, so können sie freihändig verkauft werden, soweit der zu 
erwartende Erlös höher ist als der Verwaltungs-aufwand. Der Erlös abzüglich der Verwaltungs-
kosten wird dem Eigentümer ausbezahlt oder mit Forderungen aus dem Unterbringungsverhältnis 
verrechnet. Ist der Eigentümer nicht feststellbar, so fällt der Erlös ein Jahr nach dem Verkauf der 
Gemeinde zu. 
 

§ 14 Ersatzvornahme 
 
Die Ersatzvornahme auf Kosten säumiger Verpflichteter ist zulässig; sie richtet sich nach den 
gesetzlichen Vorschriften. 
 

§ 15 Beschwerde 
 
Die Bewohner der Übergangswohnungen können sich unbeschadet der gesetzlichen Rechtsbe-
helfe bei den Beauftragten der Gemeinde beschweren. 
 

§ 16 Ordnungswidrigkeiten 
 
Mit Geldbuße kann gem. Art. 24 Abs. 2 Satz 2 Gemeindeordnung belegt werden, wer den Vor-
schriften dieser Satzung zuwiderhandelt: 
1. Entgegen § 3 die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken benutzt oder gegen das Gebot 
der Reinhaltung verstößt. 
2. Entgegen § 4 seiner Auskunftspflicht nicht nachkommt. 
3. Entgegen § 5 den Zutritt von Beauftragten der Gemeinde verweigert.  
4. Entgegen § 6 ohne Genehmigung der Gemeinde Beherbergungen vornimmt. 
5. Entgegen § 7 Fahrzeuge unerlaubt parkt oder abstellt, sowie nicht mehr betriebsbreite Fahr-
zeuge nicht ordnungsgemäß entsorgt.  
6. Entgegen § 8 die notwendige schriftliche Erlaubnis nicht einholt. 
7. Entgegen § 8 Abs. 3 und 5 sich der Räumung oder Umsetzung einer Unterkunft widersetzt. 
8. Entgegen § 10 die Auflagen bei Verlassen der Unterkunft nicht befolgt. 
9. Entgegen § 11 sich nicht an die Hausordnung hält. 
10. Entgegen § 13 bei Verlassen der Unterkunft Gegenstände zurück lässt. 
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§ 17 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Painten, 11.04.2023 
 
MARKT PAINTEN 
 

Michael Raßhofer 
Erster Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 

Sonstige Bekanntmachungen  

 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim für 

das Haushaltsjahr 2023 
 
Auf Grund Art. 40 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 63 
ff. der Gemeindeordnung hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Abwasserbe-
seitigung im Raume Kelheim am 28.03.2023 folgende Haushaltssatzung beschlossen. 
 
 

I. 
Auf Grund Art. 40 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt: 
Er schließt im Verwaltungshaushalt 
 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit  4.843.000 € 
 
und im Vermögenshaushalt 
 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit  4.002.000 € 
 
ab. 
 
 

§ 2 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind in Höhe von 
1.800.000 € vorgesehen. 
 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
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§ 4 
Eine Betriebs- und Investitionskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 750.000 € festgesetzt. 
 
 

 
 

§ 6 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2023 in Kraft. 
 
Kelheim, den 17.04.2023 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim 
 
Schweiger 
Vorsitzender 
 
 

II. 
Die Kreditermächtigung (§2 der Haushaltssatzung) bedarf gemäß Art. 26 Abs.1, 40 Abs. 1 Satz 
1 KommZG i. V. m. Art. 71 Abs. 2 GO der Genehmigung. Die Genehmigung wurde mit Schreiben 
vom 06.04.2023 durch das Landratsamt Kelheim erteilt. 
 
 

III. 
Die Haushaltssatzung samt Ihren Anlagen liegt bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung ei-
ner Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im 
Raume Kelheim in Kelheim, Altmühlstraße 7, I. Stock, während der allgemeinen Geschäftsstun-
den (Montag bis Freitag von 8 - 12 Uhr) öffentlich auf (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
Kelheim, den 17.04.2023 
 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim 
 
 
 
Schweiger 
Vorsitzender 


